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ZUM INTERNATIONALEN KONTEXT DER ÖKONOMISCHEN

KRISE IN DER VOLKSREPUBLIK POLEN ALS URSACHE
DES DEMOKRATISCHEN SYSTEMWANDELS (1987–1989)

Nach der zehnjährigen Regierungszeit von Edward Gierek, in der einige
wenige Jahre des Wirtschaftswachstums durch eine enorme Staatsver-
schuldung und zahlreiche fehlgeleitete ausländische Investitionen erkauft
wurden, zeigte sich der marode Zustand der Volkswirtschaft im kommu-
nistischen Polen sehr rasch. Bereits im Juli 1981, zur Zeit der legalen
Tätigkeit der Solidarność-Bewegung, kam es zu ersten Hungermärschen
auf den Straßen. Als General Wojciech Jaruzelski am 13. Dezember 1981
das Kriegsrecht über Polen verhängte und dabei verlautbarte, dass das
Land am Rande des Abgrunds stehe, hatte er nicht nur dessen politische,
sondern vor allem auch ökonomische Lage im Sinn. Der fortan herr-
schende Ausnahmezustand verschlechterte die wirtschaftlichen Perspekti-
ven Polens nur noch mehr: In Reaktion auf die massive Unterdrückung
der Solidarność begannen die Staaten der westlichen Welt, das Ostblock-
land auf spezifische Weise finanziell zu erpressen, um demokratische
Veränderungen in der Politik Warschaus zu erzwingen. Dabei versprach
man Polen neue Kredite und Verhandlungen über eine günstigere Schul-
dentilgung, falls es sich für eine Demokratisierung der Staatsgewalt und
zur Wiederaufnahme von offiziellen Gesprächen mit der Opposition
entschlösse.

Seit Mitte der 1980er Jahre begann das Militärregime von General
Jaruzelski allmählich einzusehen, dass es ohne finanzielle Mittel aus dem
Westen nicht imstande sein würde, Polen vom Weg in den ökonomischen
Abgrund abzubringen. Der finanzielle Druck des Westens trug erste
Früchte. Einen wichtigen Wendepunkt bildete dabei sicherlich das Refe-
rendum vom November 1987, in dem die kommunistischen Machthaber
in Warschau die gesellschaftliche Zustimmung zu einschneidenden inne-
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ren Reformen forderten. Diese Tendenzen offenbarten sich zum Beispiel
in der amerikanischen Außenpolitik gegenüber der Volksrepublik und der
Solidarność, denn die Niederlage Jaruzelskis in der Volksbefragung wurde
im Weißen Haus anscheinend eher verwundert zur Kenntnis genommen
– zumindest aus der Sicht der polnischen Botschaft. Offizielle Reaktionen
der US-Regierung blieben hingegen aus. Dagegen tauchte das Gerücht auf,
dass die kommunistischen Machthaber Polens die Niederlage im Referen-
dum bewusst arrangiert hätten, um unter den westlichen Gläubigerstaaten
sowie bei Weltbank und Internationalem Währungsfond eine größere
Elastizität bei der Kreditvergabe zu erreichen. Zugleich wurde im westli-
chen Ausland auf den demokratischen Charakter der Volksbefragung
hingewiesen. Deren Ergebnis habe klar gezeigt, dass man in Polen ohne
die Opposition keine ernsthaften Reformen durchführen könne. Von
diesem Zeitpunkt an drängten die USA noch intensiver auf die Wiederauf-
nahme des Dialogs mit der Solidarność.1

Experten des US-Kongresses sahen darin eine Art Teufelskreis, in dem
sich das Jaruzelski-Regime befand: Tiefgreifende Wirtschaftsreformen
waren ohne gesellschaftliche Akzeptanz unmöglich. Diese konnte jedoch
nur durch eine Demokratisierung des politischen Lebens erreicht werden
– und eben darüber herrschte in Warschau immer noch Uneinigkeit.
Zugleich blockierte der Mangel an echten Reformen jegliche Finanzhilfen
aus dem Westen, die für deren Durchführung möglicherweise unerlässlich
waren.2 In Hinblick auf das „erfolglose“ Referendum in Polen erkannte
die westliche Presse durchaus, dass sogar legale Gewerkschaften die Preis-
erhöhungen und gravierenden Versorgungsengpässe der polnischen Volks-
wirtschaft kritisierten.3 Darüber hinaus stießen die inneren Reformen auf
den passiven Widerstand der polnischen Staatsverwaltung.4 Die kommu-
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nistischen Machthaber verloren also auch politisch zunehmend den Boden
unter den Füßen.

Das Jahr 1987 bewerteten einige Experten des US-Kongresses rück-
blickend als Jahr der „Beseitigung von Hindernissen“. Damals hielt man
aber im Weißen Haus noch nicht die Zeit für gekommen, die (nach der
Aufhebung des Kriegsrechts angewandte) verhaltene Strategie des step by
step tatsächlich auf innovative Weise zu beschleunigen. Diese Beschleuni-
gung sollte erst in den Jahren 1988–1990 erfolgen. Das außenpolitische
Engagement Washingtons gegenüber Warschau (reengagement) nahm im
Laufe der Zeit konkretere Formen an. Dabei erwog die amerikanische
Seite eine Neufestlegung der Tilgungsraten der polnischen Staatsverschul-
dung und erarbeitete konkrete Pläne zur Vergabe weiterer Kredite. 

Außerdem setzten sich die USA für eine nachhaltige bilaterale Zu-
sammenarbeit in Technologie, Landwirtschaft, Industrie, Medizin, Wis-
senschaft und Kultur ein. Von Warschau erwartete man im Gegenzug
ernsthafte Wirtschaftsreformen und eine weitgehende politische Demo-
kratisierung.5 Vor diesem Hintergrund rechneten manche Beobachter
damit, dass Polen in Zukunft vor einer Wegscheide stehen werde: entwe-
der ökonomischer Kollaps und politische Konfrontation oder erfolgreiche
Wirtschaftsreformen und fortschreitender Pluralismus.6 Beide Optionen
verzahnten sich jedoch in gewisser Weise, sodass es 1989 zwar tatsächlich
zum wirtschaftlichen Zusammenbruch des Landes kam, zugleich aber
auch der Weg für eine friedliche Pluralisierung des politischen Lebens
gebahnt wurde.

Bis Herbst 1988 machte die amerikanisch-polnische Annäherung
lediglich geringe Fortschritte, denn die USA stießen aufgrund fehlender
grundlegender Reformen in Polen auf etliche Hindernisse. Trotz dieser
Spannungen mangelte es jedoch nicht an positiven Veränderungen, die
vor allem aus der „weicheren“ Haltung Warschaus erwuchsen. So nahm
das kommunistische Regime unter anderem schrittweise davon Abstand,
die Rundfunksendungen von Radio Free Europe durch Störwellen im
Äther zu übertönen und beugte sich mit der Zeit auch den amerikani-
schen Forderungen, die terroristische Abu-Nidal-Organisation nicht
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länger zu unterstützen.7 Andererseits tauchten neue Initiativen humanitä-
rer Hilfe auf.8 Am 12. Februar 1988 fand im State Department die (sich
bereits seit 1983 hinziehende) Vereidigung von John Davis als neuem
bevollmächtigten US-Botschafter in Polen statt. In seiner Antrittsrede ließ
Davis die Solidarność völlig unerwähnt.9 Mit Einwilligung der kommu-
nistischen Machthaber nahm im Februar 1988 in Polen zudem die „Stif-
tung zur Entwicklung der Polnischen Landwirtschaft“ ihre Tätigkeit auf.
Dabei handelte es sich um eine private Non-Profit-Organisation, die von
der Ford-Stiftung und der Rockefeller-Stiftung unterstützt wurde.10

Auch die direkten zwischenstaatlichen Kontakte entwickelten sich
weiter. Vom 30. Januar bis 3. Februar 1988 weilte der stellvertretende
amerikanische Außenminister John Whitehead zu bilateralen Gesprächen
in Warschau; sein erster offizieller Besuch hatte bereits ein Jahr zuvor
stattgefunden.11 In Polen vermutete man, dass er sich dabei vor allem über
den tatsächlichen Zustand der polnischen Volkswirtschaft und eventuelle
Reformansätze informieren wollte. Außerdem gedachte Whitehead mehr
über den konkreten Verlauf des Demokratisierungsprozesses zu erfahren
– insbesondere im Kontext von Gewerkschaftspluralismus und Menschen-
rechtsproblematik. Darüber hinaus war er sicherlich bestrebt, sich ein
genaues Bild über das reale Durchsetzungsvermögen der politischen
Opposition zu machen. Die bei diesem Staatsbesuch gezogenen Schluss-
folgerungen sollten dabei helfen, die Leitlinien der amerikanischen Polen-
politik für die nächsten Jahre zu definieren, und zwar insbesondere in der
beiderseitigen wirtschaftlichen Zusammenarbeit (von demokratischen
Fortschritten abhängig) und den diplomatischen Kontakten (eventuelle
gegenseitige Besuche der Außenminister).12 
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Whitehead führte vertrauliche Gespräche mit Jaruzelski und Außen-
minister Marian Orzechowski, wobei er ein bereits zuvor geschlossenes
bilaterales Abkommen über den Flugverkehr unterzeichnete. Obwohl es
am Rande des Staatsbesuchs auch zu mehreren Treffen mit Solidarność-
Vertretern kam, vermied Whitehead bewusst eine offizielle Stellung-
nahme zur damals aktuellen Frage der Erteilung einer Ausreisegenehmi-
gung für Lech Wałęsa, der eine Australienreise plante.13 In führenden
Kreisen des Weißen Hauses wurden sogar Stimmen laut, dass Whitehead
in Polen eine allzu weiche politische Haltung eingenommen habe. Abgese-
hen davon warf man ihm vor, dass der den kommunistischen Macht-
habern nahegelegte Vorschlag eines „Telefonats mit Wałęsa“ am Kern des
Problems – der Legalisierung der Opposition – vorbeigehe.14 Seitens des
polnischen Innenministeriums wurde Whitehead indessen für die Fa-
vorisierung einer „trilateralen Besuchsstrategie in Polen“ kritisiert, die
Regierung, Opposition und katholische Kirche als gleichrangige Dialog-
partner betrachte. Diese Strategie hielt man für ein taktisches Grund-
element der amerikanischen Diplomatie gegenüber Polen.15 Während das
Besuchsklima von polnischer Seite einerseits als „generell gut“ einge-
schätzt wurde, betonte man zugleich, dass Whitehead in seinen offiziellen
Erklärungen keine außergewöhnlichen Zugeständnisse gemacht habe: Die
USA hegten also auch weiterhin keine Vorbehalte gegenüber einem Aus-
bau der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen. Zugleich halte Washing-
ton im Verhältnis zu Warschau unverändert an der Strategie des linkage
fest, also am Junktim von ökonomischen Entscheidungen und politischen
Zugeständnissen der kommunistischen Machthaber.16

Nichtsdestotrotz besaß die Kontinuität der bilateralen Verhandlungen
über Finanz- und Handelsfragen für die polnische Seite einen ungleich
höheren Stellenwert als der zweite Staatsbesuch Whiteheads. Die politi-
sche Bühne in den USA richtete ihr Augenmerk hingegen eher auf den
Präsidentschaftswahlkampf im eigenen Land und die Abrüstungsgesprä-
che mit der Sowjetunion. Trotz wohlfeiler offizieller Erklärungen White-
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heads (unter anderem der Zusage finanzieller Hilfsleistungen für Polen
seitens des Internationalen Währungsfonds, der Weltbank und des Pariser
Klubs) zeigten sich die kommunistischen Machthaber in Warschau von
dessen diplomatischer Mission eher enttäuscht, was man in Washington
durchaus zur Kenntnis nahm. Trotzdem ließen hochrangige Kreise im
State Department offiziell verlautbaren, dass die amerikanisch-polnischen
Gespräche auf das beiderseitige Verhältnis überaus „konstruktive“ Aus-
wirkungen haben würden.17

Unter Bezugnahme auf diesen Besuch vom 11. bis 12. Februar 1988
schlugen hochrangige Beamte des State Department (Rozanne Ridgway,
Robert Perito, Thomas Simons) in vertraulichen Gesprächen mit Ver-
tretern der polnischen Botschaft in Washington eine etwaige strategische
Modifizierung der US-Politik gegenüber Polen vor. Die amerikanischen
Gesprächspartner gaben allerdings zu verstehen, dass es zu dieser Modifi-
zierung erst dann kommen könne, wenn das Regime in Warschau den
politischen Dialog mit der Solidarność aufnähme und bereit wäre, gra-
vierende Verstimmungen in den bilateralen Beziehungen in bestimmten
Punkten zu beseitigen, nicht zuletzt bezüglich des laufenden Untersu-
chungsverfahrens gegen Kornel Morawiecki.18 Der Fall Morawiecki hatte
tatsächlich spürbare Risse im Verhältnis Polens zu den USA und anderen
westlichen Staaten verursacht, denn in dieser Angelegenheit hatten seit
Beginn des Jahres 1988 mehrere – für ihre Unterstützung der polnischen
Opposition bekannte – amerikanische Kongressabgeordnete, u. a. Butler
C. Derrick,19 Claudine Schneider (mit Vorbehalten),20 Clairborne Pell,
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John Chafee und Fernand St. Germain,21 wiederholt Protest eingelegt.
Anfang April 1988 richteten 15 US-Senatoren eine offizielle Verlaut-
barung an den polnischen Ministerpräsidenten Zbigniew Messner, in der
sie die unverzügliche Freilassung Morawieckis forderten.22

Trotz dieser Hindernisse schienen die Verantwortlichen im State
Department aus der Sicht des polnischen Außenministeriums inzwischen
bereit zu sein, zur zweiten Etappe der Strategie des step by step überzuge-
hen und die Politik des reengagement in die Tat umzusetzen. Während die
erste strategische Etappe dazu gedacht war, „einen neutralen Gang ein-
zulegen“, sollte die zweite „einen Gang einlegen, der es erlaubte, sich
sofort von der Stelle zu bewegen“. Die Grundsätze der amerikanischen
Diplomatie gegenüber Polen galten jedoch unverändert. Auch weiterhin
versicherte man den Machthabern in Warschau, sich in die inneren Ange-
legenheiten der VR Polen nicht einmischen zu wollen, machte aber zu-
gleich die weitere Entwicklung der beiderseitigen Beziehungen, insbeson-
dere im Bereich des Außenhandels und der Finanzen, von echten Fort-
schritten im Demokratisierungsprozess abhängig. Dabei erwartete Wa-
shington von Warschau nicht kleine Schritte, sondern eher „spektakuläre“
Entscheidungen, also die Legalisierung bzw. Aufnahme von offiziellen
Gesprächen mit der Solidarność.23

Die finanziellen Erpressungsversuche – die wirksamste Waffe des
Westens im Kampf um die politische Bewegungsfreiheit der Solidarność
(worüber sich die kommunistischen Machthaber in Warschau im Klaren
waren24) – dauerten also weiter an. Die Politik des Jaruzelski-Regimes
gegenüber der Opposition lässt sich ohne Berücksichtigung dieser wichti-
gen internationalen Zusammenhänge nicht schlüssig analysieren,25 zumal
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man sogar im State Department von der Effektivität dieses Drucks über-
zeugt zu sein schien. Laut vertraulichen Berichten des polnischen Geheim-
dienstes vertraten führende amerikanische Experten die Ansicht, dass man
sich in Warschau allmählich damit abfinde, dass „die Bildung einer institu-
tionalisierten Opposition zu einem dauerhaften Bestandteil der inneren
gesellschaftlich-politischen Situation werden“ würde. Ein Teil der kom-
munistischen Parteiführung sollte dabei nach geeigneten Mechanismen für
einen Dialog mit der gemäßigten Opposition suchen. Für die amerika-
nische Seite bildeten diese Tendenzen den Beweis für die Wirksamkeit der
eigenen Strategie, politische Fragen mit ökonomischen Aspekten zu
verknüpfen.26

Am 25. März 1988 kam es erneut zu einer Begegnung zwischen dem
polnischen Botschafter Jan Kinast und hochrangigen Beamten des State
Department. Deren Repräsentant Thomas Simons wies dabei darauf hin,
dass die USA das Problem der Achtung der Menschenrechte in der Volks-
republik Polen immer noch aufmerksam betrachteten. Simons lobte in
diesem Zusammenhang insbesondere die Haltung von Staats- und Partei-
chef Jaruzelski aufgrund folgender inzwischen veranlasster Maßnahmen
des Regimes: 1) Freilassung prominenter Solidarność-Führer aus der Inter-
nierungshaft (September 1986); 2) Dialog mit der Kirche; 3) Ankündigung
liberalerer Gesetzesvorschriften über Vereine und gesellschaftliche Zu-
sammenschlüsse; 3) Einstellung der Entsendung von Störwellen zur Über-
tönung westlicher Rundfunksendungen; 4) Veröffentlichung eines Inter-
views mit Bronisław Geremek in der legalen Zeitschrift „Konfrontacje“.
Zugleich betonte Simons, dass ein Abweichen von diesem Weg eine
Verschlechterung der beiderseitigen Beziehungen bedeuten und weitere
Fortschritte in den Verhandlungen über finanzielle Fragen verhindern
würde. 

Eine solche „Erosion“ im bilateralen Verhältnis sah Simons in der
Inhaftierung Kornel Morawieckis, durch die der geplante USA-Besuch
von Außenminister Orzechowski an Bedeutung verliere. Außerdem
kritisierte er die vom Jaruzelski-Regime angeordneten Verhaftungen
wegen Wirtschaftssabotage und Wehrdienstverweigerung, hinter denen er
politische Motive vermutete. Als „zweideutig“ und ungenügend bezeich-
nete er ferner die Rolle des im Dezember 1986 entstandenen Konsulta-
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tionsrates beim Staatsratsvorsitzenden. Darüber hinaus rief Simons dazu
auf, die staatliche Zensur in Polen zunehmend einzuschränken, das Prin-
zip des Gewerkschaftspluralismus zu restituieren sowie demokratische
Änderungen im Wahlrecht vorzunehmen und die verbotene Massenge-
werkschaft Solidarność zu legalisieren. Zugleich appellierte er an die kom-
munistischen Machthaber in Warschau, „Wałęsa und seine Gefolgsleute in
den Prozess der nationalen Verständigung“27 einzubinden. 

Die vom Regime geplanten Wirtschaftsreformen erachtete Simons als
zu oberflächlich und partiell. Er fügte hinzu, dass die von amerikanischer
Seite vorgetragenen Forderungen lediglich den Charakter von wohlwol-
lenden Ratschlägen und Anregungen trügen, aber keinen Druck auf die
politischen Entscheidungsträger in Warschau ausüben sollten. In Wirk-
lichkeit setzte man in Washington jedoch auf eben diesen Druck zur
Umsetzung der gegenüber Polen gewählten politischen Strategie. In Re-
aktion auf Simons’ deutliche Kritik brachte Kinast seine „tiefe Enttäu-
schung“ über die bisherige Entwicklung der amerikanisch-polnischen
Beziehungen zum Ausdruck, verharrte dabei jedoch in einer dezidiert
passiven Haltung.28 Die polnische Diplomatie dämpfte im Frühjahr 1988
ihre eher harsche Rhetorik in den Kontakten mit dem State Department
immer mehr.

Mitte April 1988 sondierte Kinast die Möglichkeiten eines Staatsbe-
suchs von Ronald Reagan in Polen. Daraufhin gab Whitehead eindeutig
zu verstehen, dass Washington ohne bedeutende demokratische Ver-
änderungen in Polen nicht von der Strategie des step by step abrücken
könne. Daher komme ein Besuch Reagans in Warschau bis auf weiteres
nicht in Betracht.29 Die Äußerungen Simons’ und Whiteheads spiegeln
deutlich wider, wie sehr die westliche Diplomatie damals auf die
Solidarność als entscheidende Trumpfkarte in den Beziehungen zu Polen
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setzte. Dabei wurden die von amerikanischer Seite formulierten Postulate
immer unverblümter, während die Gegenreaktionen in Warschau eine
zunehmende politische „Fügsamkeit“ offenbarten.

Diese „Fügsamkeit“ resultierte vor allem aus dem dringenden Bedarf an
amerikanischen Krediten. Aus einem Bericht der I. Abteilung des pol-
nischen Innenministeriums geht klar hervor, wie aussichtslos die Lage aus
Sicht des Regimes inzwischen erschien. Denn obgleich man sich in War-
schau längst keine Illusionen über die antikommunistische und antisowje-
tische Propaganda der amerikanischen Außenpolitik mehr machte, sah
man sich dennoch zur beiderseitigen Zusammenarbeit gezwungen: „Ob-
jektive politische Wirkzusammenhänge und grundlegende Interessen
Polens haben zur Folge, dass die weitere Entwicklung der Beziehungen zu
den USA in der gegenwärtigen Situation notwendig wird.“30 Aus eben
diesen Motiven reiste der stellvertretende Ministerpräsident Zdzisław
Sadowski Anfang Mai 1988 in „wirtschaftlicher Mission“ nach Washing-
ton. Abgesehen von Gesprächen mit amerikanischen Politikern wie
Whitehead und Bankleuten suchte er dabei auch den Kontakt mit Ver-
tretern von IWF und Weltbank.31 Die amerikanische Seite hielt jedoch
ihre starre Haltung gegenüber den polnischen Kreditwünschen aufrecht.32

Die in Polen Ende April 1988 ausbrechenden Streikaktionen und deren
brutale Niederschlagung durch Bürgermiliz und die Zmotoryzowane
Odwody Milicji Obywatelskiej (ZOMO – Motorisierte Reserven der Bür-
germiliz) zeigten, dass beide Seiten für gegenseitige Zugeständnisse immer
noch nicht bereit waren: Die Amerikaner machten die Gewährung von
Krediten weiterhin von der Aufnahme des Dialogs mit der Solidarność
abhängig, das Jaruzelski-Regime lehnte diesen Dialog unbeirrt ab. Die
bilaterale Pattsituation bewirkte eine weitere Vertiefung der inneren Krise
in Polen, worüber man sich in Washington voll bewusst war. Im State
Department entschloss man sich daraufhin zu kühler Zurückhaltung in
den politischen Kontakten,33 rückte aber von der Strategie der Bereit-
schaft, sich in Bezug auf Polen „unverzüglich von der Stelle bewegen“ zu
können, nicht ab. Nichtsdestotrotz nahm das Tempo der Umsetzung
dieser Strategie erheblich ab, denn das Verhältnis der kommunistischen
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Machthaber zur Opposition beeinflusste das Klima der zwischenstaatli-
chen Zusammenarbeit mit dem Westen nach wie vor spürbar.

Infolge der Streikaktionen in Polen verlegte man den für Juli 1988
geplanten USA-Besuch von Außenminister Orzechowski auf unbestimm-
te Zeit. Am 26. Mai 1988 setzte Außenstaatssekretär Whitehead Bot-
schafter Kinast über diese Entscheidung offiziell in Kenntnis. Bei dieser
Gelegenheit bestätigte er nochmals die stagnierende Entwicklung der
bilateralen Beziehungen und kritisierte die Verletzung der Menschenrech-
te während der Streikaktionen. Außerdem wies er auf die schwerwiegen-
den Folgen der vom Jaruzelski-Regime beschlossenen Lohnerhöhungen
hin, die seiner Ansicht nach die Grundlagen der in Gang gesetzten inne-
ren Reformen zerstörten. Diese Revidierung der politischen und ökono-
mischen Reformansätze bedeutete für Polen im Gegenzug, dass auch die
Unterstützung durch US-Kredite unwahrscheinlicher wurde.34

Trotzdem war die polnische Diplomatie weiterhin bemüht, gegenüber
dem State Department größtmögliche Kompromissbereitschaft zu demon-
strieren. Diese Tendenz zeigte sich etwa bei der Begegnung von Kinast
mit Außenminister George Shultz am 27. Juni 1988. Kinast lehnte bei
diesem Gespräch – ebenso wie Sadowski – eine erneute Legalisierung der
Solidarność zwar grundsätzlich ab, machte für diese Ablehnung aber
ausschließlich ökonomische Motive geltend: 

„In der gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation wäre es nicht gerechtfertigt,
über eine erneute Legalisierung der ‚S‘ [Solidarność] auch nur zu diskutieren.
Eine solche Maßnahme würde einer Eskalation unannehmbarer Lohnforde-
rungen Tür und Tor öffnen.“ 

Dennoch war allein schon die Thematisierung dieser Frage recht bemer-
kenswert. Im weiteren Gesprächsverlauf relativierte Kinast seine ableh-
nende Haltung wie folgt: 

„Das heißt nicht, dass wir das Demokratisierungsprogramm vergessen. Ganz
im Gegenteil: Es wird konsequent realisiert und schafft die Möglichkeit, alle
– einschließlich der ehemaligen ‚S‘-Führer – einzubinden.“ 

Gegen Ende des Gesprächs bekräftigte Kinast nochmals den „guten Wil-
len“ der kommunistischen Machthaber in Warschau: „Wir sind völlig
darauf eingestellt, andere Auffassungen zuzulassen.“35 Noch wenige Mona-
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te zuvor wären derartige Zugeständnisse polnischer Diplomaten gegen-
über der amerikanischen Seite unmöglich gewesen.

Angesichts dieser politischen Aufbruchsstimmung begab sich Orze-
chowski vom 28. bis 30. Juli 1988 nach Washington. Dabei handelte es
sich um den ersten offiziellen Besuch eines polnischen Außenministers im
State Department, was von der zunehmenden Normalisierung der Bezie-
hungen beider Regierungen zeugte.36 Die Gespräche auf ministerialer
Ebene (zu einem Treffen Orzechowskis mit Präsident Reagan kam es
nicht) führten jedoch zu keinem größeren Durchbruch, denn die amerika-
nische Seite schätzte den Besuch zwar als „positiv“ ein und erklärte ihren
Willen, auch „größere Schritte“ zu unternehmen – allerdings erst bei
„sichtbareren“ Effekten der wirtschaftlichen Veränderungen sowie nach
der Realisierung des Gewerkschaftspluralismus. Vor diesem Hintergrund
forderten die USA eine enge Einbindung der Solidarność in den „politi-
schen Prozess in Polen“ sowie „irgendeine Form der Anerkennung
Wałęsas“.37 Orzechowski „polemisierte“ gegen diese Haltung.38

Kurze Zeit später zeigte eine amerikanische Initiative erneut das „er-
presserische“ Element der politischen Strategie des Westens gegenüber der
Volksrepublik: Anfang August 1988 brachte US-Senator Carl Levin ein
Gesetzesprojekt zur Gründung der Regierungsagentur OPIC (Overseas
Private Investment Corporation) in den Kongress ein. Das Projekt sah vor,
dass im Ausland investierende amerikanische Firmen – beispielsweise mit
Eigentümern polnischer Herkunft – sich nur dann um finanzielle Zu-
schüsse seitens der US-Regierung bewerben konnten, wenn sie das inter-
nationale Recht auf eine freie Vielfalt von Gewerkschaften (auch in Bezug
auf die Solidarność) achteten. Außerdem durften diese Unternehmen keine
gemeinsamen Geschäfte mit staatlichen Subjekten betreiben. Nach Ein-
schätzung des polnischen Geheimdienstes SB hatte Senator Levin dieses
Gesetzesprojekt vor der Einbringung in den Kongress mit Jerzy Milewski
und indirekt auch mit Lech Wałęsa besprochen. In Führungskreisen des
Jaruzelski-Regimes herrschte die Ansicht, dass Levin bewusst amerika-
nische Auslandsinvestitionen im privaten Sektor favorisierte, um so eine
legale finanzielle Basis zur Unterstützung der polnischen Opposition zu
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schaffen. An diesem Beispiel wird ersichtlich, wie sehr das Solidarność-
Problem mit ökonomischen Aspekten verknüpft wurde.39

Diese politische Taktik der westlichen Staaten spielte bei der Ent-
scheidung der kommunistischen Machthaber Polens, in offizielle Ver-
handlungen mit der Opposition einzutreten, sicherlich eine wesentliche
Rolle. Das Jaruzelski-Regime fällte diese Entscheidung vor dem Hinter-
grund weiterer gesellschaftlicher Massenproteste im August 1988. Das von
den EWG- und NATO-Staaten angewandte Mittel der Erpressung in
Fragen der Kreditvergabe machte Geldzuflüsse nach Polen von wohlwol-
lenden Gesten der Staats- und Parteiführung gegenüber der Opposition
abhängig und erzwang letztendlich eine zunehmende Liberalisierung des
politischen Systems. Wie stark der Einfluss des finanziellen Drucks tat-
sächlich gewesen sein muss, veranschaulicht die in einer Meldung des
polnischen Innenministeriums zitierte, im September 1988 vertretene
Auffassung der außenpolitischen Berater von Präsident Reagan. Demnach
war die erneute Legalisierung der Solidarność lediglich eine Frage der Zeit,
da die „polnische Regierung in der gegenwärtigen ökonomischen Situati-
on des Landes gezwungen sein wird, die vom Westen angebotenen Bedin-
gungen der Kreditvergabe an die Wirtschaft der Volksrepublik Polen zu
akzeptieren“.40

Vor diesem Hintergrund versuchte die amerikanische Außenpolitik,
ihre strategischen Zielsetzungen an den im Jahre 1989 zu beobachtenden
politischen Wandel in Polen anzupassen. Dabei vertrat Washington gewis-
se konzeptionelle Schwerpunkte, die sowohl der an Macht verlierenden
kommunistischen Staatsführung als auch der auf dem Wege der Legalisie-
rung befindlichen Opposition gerecht werden sollten. In seinen Erinne-
rungen bezeichnete George Bush die Politik als „verantwortungsbewuss-
ten Katalysator“41 demokratischer Veränderungen, wirtschaftlicher Refor-
men und der formalen Anerkennung der Opposition. Dieser „Katalysa-
tor“ sollte zugleich von politischem Verantwortungsbewusstsein zeugen
und durfte daher nicht auf bilaterale Konfrontation abzielen. Nach An-
sicht des amerikanischen Zeithistorikers Gregory F. Domber verfolgte die
Regierung Bush diese „katalysierende“ Politik allerdings nur in den An-
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fangsmonaten des Jahres 1989, wobei Washington starken Druck auf
Warschau ausübte, um das Regime zu einem stärkeren Dialog mit der
Opposition zu bewegen.42 

Der Handlungsstil der amerikanischen Diplomatie in den ersten sechs
Monaten der Regierung Bush wird in der Forschung sogar als zurückhal-
tend und passiv eingeschätzt.43 Laut Domber waren zu Beginn des Jahres
1989 tatsächlich keine deutlichen Veränderungen in der amerikanischen
Polenpolitik erkennbar. Die auffallende diplomatische Zurückhaltung
resultierte nach Ansicht Dombers aus der Tatsache, dass die tiefgreifenden
demokratischen Veränderungen in Polen ohnehin nach den Vorstellungen
der politischen Entscheidungsträger im Weißen Haus verliefen. Die seit
vielen Jahren formulierten Ziele der amerikanischen Osteuropapolitik
wurden also in einem Maße Wirklichkeit, die die kühnsten Träume über-
traf. Daher wollte man in Washington auf die revolutionären Ereignisse in
Polen von außen keinen Einfluss nehmen, denn eine derartige Einmi-
schung hätte vielleicht unerwünschte Folgen gehabt.44 

Andererseits setzte Präsident Bush nach Ansicht des polnischen Polito-
logen Paweł Kowal weitaus mehr als sein Vorgänger Reagan auf die Un-
terstützung der Perestroika als Instrument der Förderung demokratischer
Tendenzen im Ostblock. Daher erachtete Bush die Stabilisierung des
Gorbatschow-Regimes als vorrangige Aufgabe seiner Ostpolitik.45 Diese
Prioritätensetzung hatte sicherlich auch negative Auswirkungen auf die
politischen Bestrebungen mancher Solidarność-Kreise. Zugleich herrschte
in Washington jedoch weitgehende Unsicherheit über das weitere Schick-
sal des „polnischen Experiments“. Aus diesen Gründen entschlossen sich
die Entscheidungsträger im Weißen Haus letztlich nicht für konkrete
Finanzhilfen zur Verbesserung der ökonomischen Lage in Polen. 

Nach Ansicht des damaligen Außenministers James Baker (1989–1992)
konzentrierten sich die USA in der stürmischen Umbruchszeit des Völ-
kerfrühlings auf die heikle Aufgabe, bei der „Konsolidierung und Fortset-
zung“ der in Polen und Ungarn am weitesten fortgeschrittenen inneren
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Reformen der Ostblockländer subtile Hilfe zu leisten. Während die ameri-
kanische Außenpolitik diese Reformvorhaben also behutsam unterstützte,
wollte man im State Department zugleich jegliche Provokationen vermei-
den, die leicht zu Vergeltungsmaßnahmen einzelner Staaten hätten führen
können.46 Diese im Einzelfall unterschiedlich akzentuierte Strategie wurde
nach der Epochenwende von 1989 zur Leitdoktrin der gesamten westli-
chen Diplomatie gegenüber den Staaten Osteuropas.

In Reaktion auf die Anfang Februar 1989 feierlich eröffneten Gesprä-
che am Runden Tisch bestätigte Präsident Bush offiziell, dass die USA
dabei seien, ein finanzielles Hilfsprogramm für Polen auszuarbeiten. Diese
Erklärung bedeutete eine radikale Kehrtwende der früheren amerika-
nischen Sanktionspolitik, wobei das Weiße Haus die weitere Entwicklung
jedoch abwartete. Am 17. April 1989 – am Tag der erneuten Legalisierung
der Solidarność und kurz nach der Unterzeichnung der Vereinbarungen
am Runden Tisch – hielt Bush im überwiegend von Bürgern polnischer
Abstammung bewohnten Detroiter Stadtteil Hamtramck eine Rede: „Wir
teilen die Aspirationen und die innere Erregtheit der Polen“. In patheti-
schem Tonfall stellte der amerikanische Präsident weiter fest, dass die 

„Ära des Totalitarismus zu Ende geht und dessen Ideen verschwinden, wie die
Blätter eines alten, kahlen Baumes […]. Falls das polnische Experiment gelingt,
schließen sich vielleicht weitere Länder diesem Beispiel an.“ 

Darüber hinaus bezeichnete er die Vereinbarungen am Runden Tisch als
historischen Umbruch und große Chance. Der dabei erzielte Kompromiss
zeuge vom „unbeugsamen Geist des polnischen Volkes sowie der Kraft
und Klugheit Wałęsas, aber auch vom Realismus General Jaruzelskis und
der geistigen Führung der Kirche“ in Polen. Darüber hinaus wies der
amerikanische Präsident darauf hin, dass die „demokratischen Kräfte in
Polen den Westen um moralische, politische und wirtschaftliche Unter-
stützung baten“, worauf der „Westen nun antworten wird“.47 

Im weiteren Verlauf der Rede präsentierte Bush die programmatischen
Grundzüge der neuen amerikanischen Polenpolitik, die in der interna-
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tionalen Öffentlichkeit rasch unter der Bezeichnung „Polen-Paket“ be-
kannt wurden. Der Präsident sagte dem Ostblockland dabei erneut wirt-
schaftliche Hilfen zu, allerdings ohne konkrete Versprechen. Ferner
kündigte er die Einführung von Handels- und Zollpräferenzen an, ver-
sprach Investitionserleichterungen und Unterstützung für Polens Ver-
handlungen mit IWF und Pariser Klub. Abgesehen davon plädierte Bush
für eine erweiterte bilaterale Zusammenarbeit in Wissenschaft und Kultur
– allerdings nur bei einer strikten Fortsetzung der demokratischen Refor-
men. Denn „ungesunde Kredite“48 wollte Washington dem von zuneh-
mendem Machtverfall betroffenen Jaruzelski-Regime nicht gewähren. 

Etliche Jahre später räumte Bush rückblickend ein, dass die von den
USA im Frühjahr 1989 geleisteten offiziellen Versprechungen von keinen
konkreten Zusagen gedeckt waren und sich insgesamt recht bescheiden
ausnahmen, da sie dem riesigen Ausmaß der ökonomischen Probleme des
Landes in keiner Weise entsprachen. Bush räumte sogar ein, dass diese
Probleme die amerikanische Seite regelrecht „in Verlegenheit brachten“.49

Umso mehr zeigte sich die kommunistische Staatsführung von der Hal-
tung Washingtons unbefriedigt. Laut dem damaligen Ministerpräsidenten
Mieczysław Rakowski waren Bushs Vorschläge nicht geeignet, „den
Teufelskreis der polnischen Verschuldung zu unterbrechen“.50 Das
„Polen-Paket“ unterschied sich in der Tat nur geringfügig von den bisheri-
gen Initiativen der US-Außenpolitik. In Warschau erwartete man statt-
dessen konkrete Vereinbarungen und rechnete vor allem mit einem Staats-
besuch Bushs.

Zu diesem Besuch kam es erst im Juli 1989 – unmittelbar nach den für
die kommunistischen Machthaber schockierenden Ergebnissen der Parla-
mentswahlen im Juni und auf dem Höhepunkt der politischen Krise im
Lande. Die tiefgreifenden politischen Veränderungen in Polen trugen zu
einer deutlichen Umorientierung der US-Außenpolitik bei. Die Phase der
finanziellen Erpressung gelangte an ihr Ende. Zugleich zeigte sich die
amerikanische Seite von der rasanten innenpolitischen Entwicklung zu-
nehmend beunruhigt. Die demokratischen Veränderungen weckten bei
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den Entscheidungsträgern in Washington keine Freude, sondern eher
Furcht und Konsternation, denn man befürchtete, dass der mühsam
erreichte Kompromiss zwischen Regime und Opposition am Runden
Tisch durch den unerwartet hohen Wahlsieg der Solidarność im Juni 1989
zunichtegemacht würde. 

Sowohl die kommunistischen Machthaber in Warschau als auch die
Aktivisten der Solidarność erhofften sich vom für Juli 1989 geplanten
Besuch des amerikanischen Präsidenten eine weitreichende finanzielle
Unterstützung des eigenen Landes. Davon zeugen insbesondere die diplo-
matischen Aktivitäten von Botschafter Kinast im Vorfeld. Er begab sich
am 18. Juni 1989 gemeinsam mit Konsul Jerzy Jaskiernia zum damaligen
Leiter des Osteuropa-Büros im State Department, James W. Swihart, um
die Chancen für eine etwaige Erweiterung und Konkretisierung des ameri-
kanischen Investitionsprogramms auszuloten.51 Aber auch führende Op-
positionsvertreter ersuchten die westliche Staatengemeinschaft um die
Gewährung von Krediten.52

Am Abend des 9. Juli 1989 landete Bush in Warschau-Okęcie. Auf dem
Flughafen wurde er von Wojciech Jaruzelski begrüßt, der damals bewusst
„nur“ das Amt des Staatsratsvorsitzenden bekleidete.53 Bush versäumte
bereits zu Beginn seines Besuchs nicht, ihn für seine „Klugheit und Mut“
bezüglich der am Runden Tisch getroffenen Vereinbarungen zu loben,
bestätigte jedoch zugleich den Wunsch, auch mit der Opposition in Di-
alog zu treten.54 Daher traf er sich zu einem inoffiziellen Gespräch mit
Lech Wałęsa, den er zuhause besuchte. Darüber hinaus kam es zu Unter-
redungen mit Ministerpräsident Rakowski sowie den Marschällen von
Sejm und Senat.55
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56
  GBL PP, Ansprache von George Bush im Sejm der VR Polen, 10.7.1989.

Am Nachmittag des 10. Juli 1989 hielt Bush eine Ansprache im pol-
nischen Parlament, bei der er ausdrücklich an die Verfassung vom 3. Mai
1791 und die Gestalt des Revolutionsführers Tadeusz Kościuszko an-
knüpfte. Darüber hinaus unterstrich er die historische Tragweite der
politischen Umwälzungen in Polen, was eine gemeinsame Fotoaufnahme
mit Jaruzelski und Wałęsa auf der ersten Sejm-Sitzung nach den Juni-
wahlen von 1989 sinnfällig bezeugen sollte. 

Der regierungsfreundliche Tonfall der Rede Bushs war unüberhörbar:
Er sprach vom „Mut“ und „Realismus“ der kommunistischen Machthaber
Polens und Ungarns, die nun bestrebt seien, „die Fehler der Vergangen-
heit mit Ehrlichkeit, Kreativität und – ja – Mut zu verbessern“. Diese
Lobeshymnen begleitete die Feststellung, dass „Lech Wałęsa und die
Solidarność eng mit denjenigen Institutionen verbunden sind, die der
gesamten Nation dienen werden“.56 

Den aus polnischer Sicht wichtigsten Teil der Sejm-Rede bildete ein
nur grob skizziertes Angebot wirtschaftlicher Unterstützung, das über die
diesbezüglichen Ankündigungen von Hamtramck hinausgehen sollte. Das
„Sechs-Punkte-Paket“ ließ jedoch viele Einzelfragen völlig offen: 
1. Bush versprach, das Problem der Unterstützung Polens auf dem bevor-

stehenden G-7-Gipfel in Paris aufzugreifen, um eine „vertiefte Koordi-
nation und gemeinsame Hilfsaktionen“ in Gang zu setzen. Diese Hilfs-
initiativen sollten auf das finanzielle Potential von Weltbank, Pariser
Klub und IWF zurückgreifen, aber die Zusage blieb äußerst vage. 

2. Bush wollte den US-Kongress (und indirekt auch andere G-7-Staaten)
bitten, einen Sonderfonds zur Förderung des privaten Sektors der
polnischen Volkswirtschaft einzurichten. 

3. Das Weiße Haus wollte ferner die Weltbank dazu bewegen, Polen
einen Kredit in Höhe von fünf Milliarden Dollar zur Entwicklung der
einheimischen Industrie und Landwirtschaft einzuräumen. 

4. Die amerikanische Seite versprach außerdem, im Kreise der westlichen
Bündnispartner für eine für Polen günstigere Neufestlegung der Til-
gungsraten staatlicher Schulden einzutreten. Im Jahre 1989 hätte der
Ostblockstaat auf diese Weise sogar eine Milliarde Dollar weniger
zurückzahlen müssen. Eine endgültige Entscheidung über diese Frage
sollte jedoch erst auf der Pariser G-7-Konferenz im Juli 1989 fallen. 

5. Der US-Kongress sollte bestimmte Gelder zur Reduzierung der Um-
weltverschmutzung in Polen – insbesondere in Krakau – bereitstellen.
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6. Bush stellte ferner die Gründung eines amerikanischen Kultur- und
Informationszentrums in Warschau und einer analogen polnischen
Einrichtung in den USA in Aussicht.57 

Diese eher vagen, auf eine unbestimmte Zukunft ausgerichteten Absichts-
erklärungen des amerikanischen Präsidenten konnten die Sejm-Abge-
ordneten unabhängig von ihrer jeweiligen politischen Couleur sicherlich
nicht zufriedenstellen, zumal Bush keinen neuen Marshall-Plan versprach,
von dem man auf polnischer Seite vielfach geträumt hatte.

Während der feierlichen Ansprache auf der gemeinsamen Sondersit-
zung von Sejm und Senat saßen Wałęsa und Jaruzelski nebeneinander in
der ersten Reihe. Eine Woche später wurde Jaruzelski mit nur einer
Stimme Mehrheit zum neuen Staatspräsidenten Polens gewählt.58 Laut
Domber war Bushs Polenmission für diese Wahl nicht ganz bedeutungslos
gewesen, denn der amerikanische Präsident habe am Morgen des 10. Juli
1989 Jaruzelski bei einem Treffen im Belweder-Palast persönlich zur
Kandidatur für das höchste Staatsamt zu überreden versucht. Gerade dies
sei im Übrigen das Hauptziel von Bushs Warschau-Besuch gewesen. Er
hatte dem General bereits früher wiederholt in eindeutiger Form seine
politische Unterstützung angeboten und dabei an Lob für dessen politi-
sche Vorgehensweise nicht gespart. Diese freundliche Anteilnahme war
Jaruzelski sicherlich nicht entgangen.59 

Auch die zeitgenössische amerikanische Presse machte in ihrer Bericht-
erstattung auf diesen Aspekt aufmerksam.60 Die polnische Zeithistorikerin
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Anna Mazurkiewicz betont dabei folgenden Zusammenhang: „Im Juli
1989 gestand die Führung der amerikanischen Außenpolitik öffentlich
ein, dass Wojciech Jaruzelski für den friedlichen Verlauf des Transforma-
tionsprozesses in Polen unerlässlich sei, da er vor allem auf Moskau beru-
higend einwirken könne.“61 Spätestens seit Juni 1989 hielt man im Weißen
Haus die Aufrechterhaltung äquivalenter Kontakte zur Solidarność und
der kommunistischen Regierung für ein höchst wichtiges Element der US-
Diplomatie gegenüber Polen. Daher nahm unmittelbar nach der vertrauli-
chen Unterredung zwischen Bush und Jaruzelski auch Bronisław Gere-
mek am 10. Juli 1989 am festlichen Lunch in der Warschauer US-Bot-
schaft teil.62

Angesichts derart tiefgreifender Umgestaltungen der politischen Land-
schaft Polens erschien die konkrete Realisierung der in Aussicht gestellten
Finanzhilfe unausweichlich. Unmittelbar nach seinem Polen-Besuch reiste
Bush nach Ungarn und anschließend nach Paris, um an den – wie sich
rasch herausstellte – aus polnischer Sicht sehr bedeutsamen Beratungen
der G-7-Staaten (14. bis 16. Juli 1989) teilzunehmen. Seit mehreren Wo-
chen hatte der amerikanische Präsident immer wieder betont, dass an
diesem Ort die Schlüsselentscheidungen für die demokratische Zukunft
des östlichen Europa fallen würden.63 In einer Verlautbarung vom 15. Juli
1989 erklärten die G-7-Mitgliedstaaten ihren „Wunsch nach mehr Freiheit
und Demokratie im Osten. […] Jeder von uns ist bereit, diesen Prozess zu
fördern, wobei in geeigneter, koordinierter Weise zu überlegen ist, wie
man die nachhaltige Öffnung und Umgestaltung der Volkswirtschaften
ökonomisch unterstützen“64 könne.

Diesmal folgten den Worten auch Taten. Zunächst entschied man sich
für rasche Nahrungsmittellieferungen in die betreffenden ostmitteleuro-
päischen Staaten. Dabei wurde eine Sonderkommission einberufen, die
sich mit diesen Problemen näher befassen sollte. Auf Anregung von
Bundeskanzler Helmut Kohl wurden die Vorschläge der G-7 von der
EWG-Kommission sofort übernommen. Auf der Sitzung des EWG-Au-
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ßenministerrates vom 17. Juli 1989 vereinbarte man, Polen und Ungarn
unverzüglich Grundnahrungsmittel zukommen zu lassen, trug jedoch die
konkrete Durchführung der Hilfsaktion den einzelnen Landwirtschafts-
ministern auf. Darüber hinaus betonte man erneut die Notwendigkeit der
Aufrechterhaltung eines traditionellen politischen Grundsatzes – dass
jegliche materielle Hilfsleistungen von konkreten Fortschritten des Demo-
kratisierungsprozesses in Politik und Gesellschaft abhingen.65

George Bush bezeichnete den G-7-Gipfel als „unübersehbaren Erfolg“
und betonte, dass „die sich nach Demokratie und Freiheit sehnenden
Menschen unsere Unterstützung verdienen“.66 In Hinblick auf die politi-
schen Bedingungen für die Gewährung von Hilfsleistungen in den
Wirtschafts- und Finanzbeziehungen zwischen Polen und der westlichen
Welt begann tatsächlich eine neue Ära: Am 1. August 1989 trafen die
Vertreter von 24 westlichen Staaten in Brüssel zur ersten koordinierenden
Sitzung zusammen, um die Verlautbarungen des G-7-Gipfels in die Tat
umzusetzen. Am 26. September 1989 – bereits nach der Vereidigung der
Regierung Tadeusz Mazowiecki – kam es zu einem erneuten Treffen.67

Die politische Umbruchsstimmung in Europa zeigte sich vor allem auf
dem Pariser EWG-Gipfel im November 1989, auf dem die Bildung eines
Stabilitätsfonds für Polen (und Ungarn) beschlossen wurde.68

Vor dem Hintergrund der obigen Überlegungen fällt auf, dass der sich
Ende der 1980er Jahre beschleunigende wirtschaftliche Zusammenbruch
der Volksrepublik Polen proportional zur fortschreitenden Demokratisie-
rung der Staatsgewalt erfolgte. Die politische Krise erreichte daher im
Jahre 1989 ihren absoluten Tiefpunkt. Führende Politiker des Westens
verstanden diesen inneren Zusammenhang sehr gut, sodass man die Ab-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-88640-427-8.2015.377 | Generated on 2025-10-19 04:04:49



Patryk Pleskot398

hängigkeit zwischen neuen Krediten und Zugeständnissen des Regimes an
die Opposition umso deutlicher betonte. Auch die politischen Entschei-
dungsträger in Warschau unterwarfen sich nolens volens dieser Logik.

Resümierend bleibt festzustellen, dass der demokratische Systemwan-
del in Polen eher aus dem ökonomischen Kollaps des Landes und weniger
aus der politischen Bankrotterklärung seiner Machthaber resultierte.
Dieser Systemwandel käme demnach einem kuriosen Triumph des Mar-
xismus gleich. Denn laut dieser Ideologie sind es die schlechten wirtschaft-
lichen Verhältnisse im Kapitalismus, die letztlich den politischen Umsturz
erzwingen. Aber in Polen wurde paradoxerweise ein Herrschaftssystem
beseitigt, das sich als kommunistisch bezeichnete.

Aus dem Polnischen von Jan Obermeier
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